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Liebe Leserinnen und Leser, 

seit Jahren müssen wir zur Kenntnis nehmen, dass die kommunale Finanz-
ausstattung durch Bund und Länder immer mehr abgeschmolzen wird. Das führte in 
den vergangenen Jahren wiederholt zu Diskussionen, ob sich Kommunen nicht von 
den Aufgaben der öffentlichen Daseinsvorsorge befreien können und durch 
Privatisierung dieser Aufgaben Kommunen auch finanziell entlastet werden können. 
Verschiedene Finanzierungsmodelle standen dabei Pate. So gab und gibt es 
Diskussionen zu Cross Border Leasing (CBL) (mittlerweile den Kommunen unter-
sagt) und Public Private Partnership (PPP). Nicht nur wegen der Wirtschafts- und 
Finanzkrise ist klar, es ist eine Mär, dass Private die Aufgaben der öffentlichen 
Daseinsvorsorge besser bewältigen als die Kommunen selbst. 

Klar ist auch, Unternehmen, die keine Gewinne, Profite erwirtschaften müssen, 
sondern sich neben der notwendigen Erledigung der Aufgaben der öffentlichen 
Daseinsvorsorge auf die Amortisation und Reproduktion der Wirtschaftsanlagen 
konzentrieren, können bei Beachtung der betriebs- und volkswirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen die wirtschaftlichen notwendigen Aufgaben mit sozialer Ver-
antwortung verbinden. Dies trifft auf die Aufgaben des Öffentlichen Personen-
nahverkehrs ebenso zu wie auf die Aufgaben der Trinkwasserver- und Abwasser-
entsorgung, der Abfallwirtschaft aber auch der gesundheitlichen Versorgung der 
Bevölkerung. 

Dies erkennend haben in den vergangenen Monaten mehr als 130 Kommunen mit 
der Rekommunalisierung von Aufgaben der Öffentlichen Daseinsvorsorge begonnen 
und dieser Trend setzt sich fort. 

Aus unserer Sicht gilt es in diesem Zusammenhang folgende Ziele zu gewährleisten: 

● Universeller, gleicher Zugang für alle;  

● Flächendeckende Versorgungssicherheit, territoriale und soziale Erreichbarkeit bei 
hoher Servicequalität zu erschwinglichen Preisen und unter gleichmäßigen 
qualitativen Bedingungen, unabhängig von der Rentabilität des einzelnen 
Versorgungsunternehmens;  

● Sozialverträgliche Gebühren für bestimmte Bevölkerungsgruppen wie Behinderte 
oder Einkommensschwache, Kampf gegen soziale Benachteiligungen;  

● Sicherung einer nachhaltigen Entwicklung, eines hohen Umweltschutzniveaus und 
Abbau regionaler Ungleichgewichte;  

● Objektive Prüfung der Effizienz und Effektivität der Dienste und eines hohen 
Niveaus an Verbraucherschutz,  

● demokratische Kontrolle und Transparenz bei den technischen und finanziellen 
Ergebnissen;  

● Anpassungsfähigkeit der Dienste an neue gesellschaftliche Bedürfnisse und 
technologische Möglichkeiten  
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● Demokratische Mitwirkung der Arbeitnehmerinnen sowie der Nutzerinnen der 
Dienste bei ihrer Gestaltung und Ergebnisbewertung. 

Die Rekommunalisierung der Abfallwirtschaft im Landkreis Uckermark wird hier 
beispielgebend mit den notwendigen kommunalrechtlichen und kommunalpolitischen 
Schritten beschrieben und zur Nachahmung, nach Analyse der eigenen 
Rahmenbedingungen empfohlen. 

Mein Dank gilt Gerhard Rohne und Jörg Dittberner für die Bereitstellung dieser 
Vorträge. 

 

In diesem Sinne  

 

Vorsitzende des „kommunalpolitischen forums  
Land Brandenburg“ e.V; 
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(Re) Kommunalisierung( ) g
im Landkreis

in den Jahren 2000 – 2010in den Jahren 2000 2010
am Beispiel der Abfallwirtschaft

kommunalpolitisches forum 
kommunalpolitischer Tag 24 04 2010kommunalpolitischer Tag          24.04.2010
PPP oder Rekommunalisierung?

Potsdam 24.04.2010

Landkreis Uckermark

Km² 3.058,13 2.568,70 

EW 129.300 1.027.700
EW/km² 44 13 400EW/km 44,13 400

A.-lose >  21 % 8,2 %

Schulden 34 Mio € 9,4 Mrd. €

kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010
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Beteiligungen Landkreis UMBeteiligungen Landkreis  UM
% Stammkapital

Uckerm. Verkehrs-
gesellschaft mbH 75 51.750,00gesellschaft mbH
Verkehrsverbund

1 85 324 000 000BB GmbH 1,85 324.000,000

Uckerm. Dienstleist-.Uckerm. Dienstleist .
gesellschaft mbH (UDG)

100 25.600,00

G ll h f L bGesellsch. f. Leben u.
Gesundheit (GLG)

25,1 50.000,00

kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010

Landkreis UckermarkLandkreis Uckermark
1993
Kreisgebietsreform4 Altkreise Kreisgebietsreform=

4 Strukturen

kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010
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Demografische Entwicklung
in der Uckermark
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kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010

Entsorgungslandschaft in der UM
bis 31.12.2005

Hausmüll ANG Rethmann

g g

Hausmüll
Einsammeln 
+ Transport

ANG
PZ
TP

Rethmann
RWE  PZ
RWE  Ostp

Casekow Jordan

SDT AWU

Sperrmüll - „ -
PapierPapier - „ -
Behälter - „ -
Grünabfall Versch. Anbieter

Restabfall LK (Deponie bis 31.05.2005)

kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010

Restabfall LK (Deponie bis 31.05.2005)
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Aktivitäten Kreistagg

2 Grundsatz-
t h identscheidungen

Abfallentsorgung
Einsammeln und nach dem 31.05.2005

(TASI)

Einsammeln und 
Transport

(TASI)

kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010

Aktivitäten Kreistag
Einsammeln und Transport

KT 12 10 2000

Einsammeln und Transport

• KT 12.10.2000:
Der Landrat wurde beauftragt, die g ,
Entsorgungsverträge mit den ehemaligen 
Firmen Edelhoff Prenzlau/Templin aus demFirmen Edelhoff Prenzlau/Templin aus dem 
Jahre 1990 bzw. 1991 fristgerecht zum 
31 12 2005 zu kündigen31.12.2005 zu kündigen.

• Weiterhin hat der Kreistag beschlossen, dass 
ll üb i V t ä Ei l dalle übrigen Verträge zum Einsammeln und 

Transportieren fristgerecht zu kündigen sind.

kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010
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Vergabeverfahren   1
• 05.12.2001 - Vorbereitung einer 

Entscheidung für die zukünftigeEntscheidung für die zukünftige 
Entwicklung der Abfallwirtschaft im 
Landkreis Uckermark

Gründung einer gemischtwirtschaftlichen- Gründung einer gemischtwirtschaftlichen 
Gesellschaft

- keine Nachschusspflicht  wenn � 30.000 t/a
Beteiligung des LK 25 2 %- Beteiligung des LK 25,2 %

- Aufsichtsrat mit KT-Mitgliedern

kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010

Vergabeverfahren  2
12 05 2004 A fh b d B hl12.05.2004 - Aufhebung des o.g. Beschlusses

- LK nicht beteiligt am Gewinn !
- Anlagengröße von bis zu 100.000 t Durchsatz

kein Vorteil für Gebührenzahler
- Entsorgung von > 60 - 70.000 t Fremdlieferung
- Aufsichtsrat 2 + 1 (LR)( )
- Preisgarantie = Nachschusspflicht  !!!

ppp-Gesellschaft – (Interessenkonflikt LKppp-Gesellschaft (Interessenkonflikt   LK 
./.  wirtsch. Interessen)

Privatisierung des Gewinns ./.
Kommunalisierung des Risikos

kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010

Kommunalisierung des Risikos
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Entsorgungslandschaft in der UM
bis 31.12.2005 ab 1.1.2006

H üll ANG R th

g g

Hausmüll
E + T

ANG
PZ
TP

Rethmann
RWE  PZ
RWE Ost

KT 01.09.2004

UDGTP
Casekow

RWE  Ost
Jordan UDG

SDT AWU ALBA UMSDT AWU           ALBA UM

Sperrmüll - „ - UDG

Papier E + T ALBA UMPapier - „ - E + T ALBA UM
Vermarktung UDG

Behälter - - UDGBehälter - „ - UDG

Grünabfall Versch. Anbieter                         nach Angebot

R t bf ll LK (Deponie bis 31 05 2005) UDG RECON

kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010

Restabfall LK (Deponie bis 31.05.2005) UDG RECON

Personalentwicklungg

2004 2005 2006 2007 2008 2009/10

Vollzeit 5 48 72 77 76 127

Verw. 2+3 24 26 31 31 31

Gew. - 24 46 46 45 96

TZ 7 6 5 6 5 6

Azubi - - 3 6 7 11

kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010
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Tätigkeitsprofilg
• Entsorgung von Abfällen aus Haushalten und 

hausmüllähnlichem Gewerbeabfallhausmüllähnlichem Gewerbeabfall
• Einsammeln und Transportieren 

Abf llb t Öff tli hk it b it• Abfallberatung, Öffentlichkeitsarbeit, 
Abfallwirtschaftskonzept
B i t h ft S hli ß d R k lti i• Bewirtschaftung, Schließung und Rekultivierung 
Deponien
B t ib d W t t ff h höf• Betreiben der Wertstoffannahmehöfe

• Erhebung von Abfallgebühren im Namen und 
f R h d L dk iauf Rechnung des Landkreises

• Erstellung der Abfallbilanzen

kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010

SATZUNG ÜBER DIE ABFALLGEBÜHREN DES 
LANDKREISES UCKERMARKLANDKREISES UCKERMARK

(ABFALLGEBÜHRENSATZUNG – ABFGS)
§ 3

…
Durch die Grundgebühr werden insbesondere folgende Aufwendungen gedeckt:

S üll t

§ 3

� Sperrmüllentsorgung
� Wertstoffsammlung (Papier)
� Entsorgung illegaler Abfallablagerungen (herrenlose Abfälle)

S h d t ff bil i t d S d bf ll t (Z i h l b E t� Schadstoffmobileinsatz und Sonderabfallentsorgung (Zwischenlager bzw. Ent-
sorgungsanlage) aus Haushaltungen und anderen Herkunftsbereichen bis
maximal 20 kg bzw. 30 l je Abfallart und Sammlung
Ei l B fö d A h d B it t ll El kt d El k� Einsammeln, Befördern, Annahme und Bereitstellung von Elektro- und Elek-
tronikaltgeräten

� Entsorgung kompostierbarer Abfälle (Garten und Parkabfälle)
E i h d B ib Abf ll h ll� Errichtung und Betreibung von Abfallannahmestellen
(Wertstoffannahmehöfe)

� Öffentlichkeitsarbeit/Förderung Abfallvermeidung/Abfallberatung

kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010

� Verwaltungsausgaben
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Auszug aus einem aktuellen Gebührenbescheid

154,76,

DS 126/2006
Kosten für Rekultivierung und Nachsorge für 
3 Deponien  vor dem 1.1.1992

kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010

p
BbgAbfG vom 22.06.2005

Gebührenzusammensetzung
(Vergleichbarkeit mit andereren LK ???)(Vergleichbarkeit mit andereren LK ???)

Grünabfälle Hausmüll

Sperrmüll-
entsorgung

Schadstoff-Schadstoff-
mobil E- Altgeräte

Gebühr

herrenlose
Abfälle Papier

Sonderabfälle Verwaltung

kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010
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Vorteil (Re)Kommunalisierung( ) g

Die Rekommunalisierung brachte 
Vorteile für die/denVorteile für die/den
• Bürgerinnen und Bürger g g
• Beschäftigten
• kommunalen Haushalt

kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010

Die (Re)Kommunalisierung
b ht V t il fü dibrachte Vorteile für die

Bürgerinnen und BürgerBürgerinnen und Bürger
1. Senkung der Müllgebühren im ersten Jahr

um  700.000 €
2. keine wesentl. Erhöhung der Gebühreng

2005: 4 Personen  /a    (80 l )    146,27 €
2010: 4 Personen /a (80 l ) 154 76 €2010: 4 Personen  /a    (80 l )    154,76 €

3. Sicherung der Entsorgungsqualität    
4 Schlanke Hierarchie4. Schlanke Hierarchie
5.  Ansprechpartner vor Ort, nicht anonym 
6 A bild lät

kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010

6.  Ausbildungsplätze
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Die (Re)KommunalisierungDie (Re)Kommunalisierung 
brachte Vorteile für diebrachte Vorteile für die

Beschäftigten
l h t BDE T ifangelehnt an BDE Tarif:

gewerblicher Bereich    � 12,00 €/h
40 h/Woche
30 Tage Urlaub30 Tage Urlaub
VWL, ZVK

kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010

Kraftfahrer / MüllwerkerBDE Tarif
VG 5 / St. 5VG 5 / St. 5

2.242,34 : 173,33 h/Mon. 
12 94 €/h= 12,94 €/h

kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010
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Die (Re)KommunalisierungDie (Re)Kommunalisierung 
brachte Vorteile für denbrachte Vorteile für den

kommunalen Haushalt

• 15 000 Bedarfsgemeinschaften• 15.000 Bedarfsgemeinschaften
• > 5.000  Aufstocker
• Kosten der Unterkunft

kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010

Vorteil (Re)Kommunalisierung

• gestalten durch demokratische 
Entscheidungen

• Einflussnahme auf die 
Versorgungssicherheit und qualität- Versorgungssicherheit und -qualität, 

- Gebührenstruktur
d 100%i T ht LKda 100%ige Tochter LK

• Keine Organschaft !

kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010
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Kommunalverfassung des Landes g
Brandenburg (BbgKVerf) 

Vom 18. Dezember 2007 
(GVBl.I/07, [Nr. 19], S.286), 

geändert durch Artikel 15 des Gesetzes vomgeändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 
23. September 2008 

(GVBl I/08 [Nr 12] S 202 207)(GVBl.I/08, [Nr. 12] , S.202, 207)
Abschnitt 3

Wi t h ftli h B tätiWirtschaftliche Betätigung
§§ 91 – 100 §§

§ 91/2 (3) Zulässigkeit
§ 98 Beteiligungsverwaltung

kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010

§ 98 Beteiligungsverwaltung

„Stolpersteine“

MWSt ?MWSt ?

EU
Liberalisierungs-

kurs

„Papier-
krieg“ K l kursg Kommunale 

Entsorger

Berliner BDE 
„Initiativen“./. VKS

kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010
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Di V t tli h i t i Rü k hl fü di• „Diese Verstaatlichung ist ein Rückschlag für die 
Marktwirtschaft“  ...  „Wenn man denkt, der Staat 
könne alles besser dann sind wir wieder in derkönne alles besser, dann sind wir wieder in der 
DDR.“ 

Beibehaltung des Wettbewerbs im rund 13 Mrd. 
Euro großen Markt !Euro großen Markt !

kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010

Auflösung des Umsatzsteuer-
i il i d Abf ll tprivilegs in der Abfallentsorgung

„Mit Blick auf die Abfallwirtschaft befürworten wir
die grundsätzliche steuerliche Gleichstellung von 
öffentlichen und privaten Unternehmen.“

Quelle: 
Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und FDP (2009)

kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010
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Quelle: Auswirkungen der Auflösung des Umsatzsteuerprivilegs in der Abfall-

kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010

entsorgung – Gutachten BDE  (Auszug) –

Bundesverband der 
Deutschen Entsorgungs-, 
Wasser- und Rohstoff-

Verband kommunale Abfallwirtschaft und 
Stadtreinigung im Verband kommunaler 

Sicherung der bewährtenG d j t t i k

Wasser- und Rohstoff-
wirtschaft e.V. 

Unternehmen e.V. 

Sicherung der bewährten 
Strukturen in der kommu-
nalen Daseinsvorsorge

Gerade jetzt müssen wir kom-
munale Begehrlichkeiten zur 
Verstaatlichung mit aller Ent- nalen Daseinsvorsorge

einschließlich der Entschei-
dungsfreiheit der Kom-

Verstaatlichung mit aller Ent-
schiedenheit zurückweisen. 
Es ist schon schmerzlich dungsfreiheit der Kom

munen über die Art der 
Aufgabenerfüllung.

genug, wenn sich der Staat 
bei Banken und vielleicht auch 
b i A t b i u gabe e ü u gbei Autobauern engagieren 
und darüber seine Kernauf-
gaben vernachlässigen muss

kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010

gaben vernachlässigen muss. 
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Novellierung des KrwGNovellierung des KrwG
Nachdem das Bundesverwal-
tungsgericht 15 Jahre nach 
Inkrafttreten des KrW- /AbfG 

dli h Kl h it dendlich Klarheit zu den ge-
werblichen Sammlungen
geschaffen hatte wird diegeschaffen hatte, wird die 
geplante Neuregelung auf 
Jahre hinaus neue RechtsJahre hinaus neue Rechts-
unsicherheit bringen.

Siehe
§§ 16 – 18 

kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010

§§ 6 8

Liberalisierung der Abfallwirtschaft
Präsident Kurth:

Die größten Unklarheiten und damit Probleme sehen wir 
im Themenkomplex Andienungspflicht und gewerblicheim Themenkomplex Andienungspflicht  und gewerbliche 
Sammlung. Auch in Zukunft sollten ausschließlich 
gemischte Siedlungsabfälle andienungspflichtig sein. Es g g g p g
darf keinen Erstzugriff der Kommunen auf getrennt 
gesammelte Abfälle geben. Hier muss das Gesetz klar die 
gewerbliche Sammlung festschreiben. Alles andere wäre 
eine Rolle rückwärts gegenüber der Abfallrahmenrichtlinie 

d d G t il f i W ttb b D k i htund das Gegenteil von fairem Wettbewerb. Das kann nicht 
gewollt sein.“

kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010
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31Vereinbarung zur Zusammenarbeit in einer 
Regierungskoalition für die 5. WahlperiodeRegierungskoalition für die 5. Wahlperiode 

des Brandenburger Landtages 
2009 bis 2014

Die Koalition bekennt sich zu einer Daseinsvorsorge 
vorallem durch die öffentliche Hand, dazu ist die wirt-
schaftliche Betätigung von Kommunen notwendig. 
Eine hochwertige Versorgung mit wichtigen Dienst-
leistungen soll für alle Bürger dauerhaft zugänglichleistungen soll für alle Bürger dauerhaft zugänglich 
und bezahlbar bleiben. Mit dem Ziel einer Stärkung
der kommunalen Handlungsspielräume wollen wirder kommunalen Handlungsspielräume wollen wir 
die Rahmenbedingungen für die öffentliche Daseins-
vorsorge verbessern. 

kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010

32
Vereinbarung zur Zusammenarbeit in einer 
R i k liti fü di 5 W hl i dRegierungskoalition für die 5. Wahlperiode 

des Brandenburger Landtages 
2009 bis 2014

Die Kommunalverfassung und die weiterenDie Kommunalverfassung und die weiteren
Änderungen kommunalrechtlicher Vorschriften 
werden bis zum 31 Dezember 2011 offen undwerden bis zum 31. Dezember 2011 offen und
transparent evaluiert.

kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010
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Kontakte / Links

Landkreis Uckermark www landkreis uckermark deLandkreis Uckermark                www.landkreis.uckermark.de

Uckermärkische
Dienstleistungsgesell- www.udg-uckermark.de
schaft mbH

Gerhard RohneGerhard Rohne
Vors. KT-Fraktion DIE LINKE gerhard.rohne@uckermark.de

kommunalpolitisches forum Potsdam 24.04.2010
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Kommunalpolitische Konferenz

Wirtschaftliche Betätigung der Kommunen –
Öffentliche Unternehmen stärken –
Rekommunalisierung vorantreibenRekommunalisierung vorantreiben.

Prenzlau - Eine Erfolgsgeschichte aus
Brandenburgg

Essen, 27./28. März 2010

Es bereitet Ihnen an diesem Wochenende
Vergnügen, neue Dinge zu lernen.

Ein Merkur-Einfluss erleichtert Ihnen
das Verstehen.

Horoskop „Krebs“ vom 20./21. März 2010
(Uckermark Kurier)
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Gliederung

1. Allgemeines zur Kommunalisierung und Rekommunalisierung
1. Was ist Kommunalisierung/Rekommunalisierung?
2. Warum Rekommunalisierung?
3. Trends & Chancen
4. Kommunale/regionale Energieversorgung durch Stadtwerke

2. Wie es nicht sein sollte

3. Stadtwerke Prenzlau – Eine Erfolgsgeschichte

4. Nachbetrachtungeng

5. Pressestimmen

1. Allgemeines zur Kommunalisierung und1. Allgemeines zur Kommunalisierung und 
Rekommunalisierung

1.1  Was ist Kommunalisierung/Rekommunalisierung?

Al K li i i d di Üb t bi h dAls Kommunalisierung wird die Übertragung von bisher von anderen 
Hoheitsträgern wahrgenommenen Aufgaben auf Städte sowie Umwandlung 
von Landeseigentum in städtisches Eigentum bezeichnet, letzteres z. B. 
durch den vollständigen Verkauf eines Landesbetriebs an eine Stadtdurch den vollständigen Verkauf eines Landesbetriebs an eine Stadt.
Kommunalisierung ist damit die deutliche Abkehr von der sich lange 
haltenden Tendenz zur Privatisierung.
Vi l J h l P i i i " l i A Z b l i Allh il i lViele Jahre galt „Privatisierung" als eine Art Zauberwort, als ein Allheilmittel 
gegen leere Staatskassen. Privatisierung, so hieß es, schaffe nur Vorteile. 
Der Staat spare Kosten, der Wettbewerb unter den Anbietern sorge für 

ü ti P i d di B ölk d b tgünstigere Preise und die Bevölkerung werde besser versorgt.
Es gebe nichts, so die „Lehre", was die Privaten nicht besser könnten als 
der Staat. 
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Doch in fast allen privatisierten Bereichen folgte auf Ernüchterung bald das 
böse Erwachen, denn die vollmundigen Versprechungen erwiesen sich 

i l l W h lzumeist als leere Worthülsen.
Die Hoffnung, dass alles billiger wird, hat sich nicht bewahrheitet. Und auch 
die Behauptung, dass die Privaten effizienter arbeiten als der Staat, lässt 
sich nicht nachweisen.
Entscheidungen über Privatisierungen und Rekommunalisierungen fallen in 
den politischen Gremien der betroffenen Kommune.
In die Entscheidungsprozesse fließen daher auch die politischen 
Einstellungen der handelnden Personen und Erwartungen in die Reaktion 
der Bevölkerung ein. 

1 2 Warum Rekommunalisierung?1.2  Warum Rekommunalisierung?

Rekommunalisierung ist ein Weg, Arbeitsplätze bei den Städten und 
Gemeinden zu erhalten und neue zu schaffen Damit ist auch gewährleistetGemeinden zu erhalten und neue zu schaffen. Damit ist auch gewährleistet, 
dass für die Kolleginnen und Kollegen weiter der Tarifvertrag des 
öffentlichen Dienstes gilt, dass nicht nur eine gesetzliche, sondern mit der 
Zusatzversorgung auch eine „betriebliche“ Altersvorsorge gilt.Zusatzversorgung auch eine „betriebliche  Altersvorsorge gilt.
Rekommunalisierung bedeutet, dass die Daseinsvorsorge weiter in öffent-
licher Hand bleibt. Davon profitiert die kommunale Politik durch direkten 
Einfluss auf die Dienstleistung ihren Preis und die Qualität Und das kommtEinfluss auf die Dienstleistung, ihren Preis und die Qualität. Und das kommt 
auch all jenen zugute, die nicht zu den gut und sehr gut Verdienenden 
gehören.
Mit Rekommunalisierung werden Prozesse bezeichnet in denen AufgabenMit Rekommunalisierung werden Prozesse bezeichnet, in denen Aufgaben 
und Vermögen, die vormals durch Privatisierung aus der kommunalen 
Verwaltung ausgegliedert wurden, wieder in Organisationsformen des 
öffentlichen Rechts zurückgeführt werdenöffentlichen Rechts zurückgeführt werden.
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D di E t h id üb P i ti i d R k li iDa die Entscheidungen über Privatisierungen und Rekommunalisierungen 
in den politischen Gremien der betroffenen Kommunen fallen, fließen in 
diese Prozesse auch die politischen Einstellungen der jeweils handelnden 
Personen (Komm nal ertreter) nd deren Er art ngen in die Reaktion derPersonen (Kommunalvertreter) und deren Erwartungen in die Reaktion der 
Bevölkerung ein. Da einer Rekommunalisierung stets eine Auslagerung 
vorausgeht, beeinflussen auch die individuellen Erfahrungen mit beiden 
Organisationsformen die WillensbildungOrganisationsformen die Willensbildung.
In den 1980er und 1990er Jahren gab es eine Fülle von Privatisierungen 
kommunaler Betriebe und Einrichtungen. Nach einigen Jahren Erfahrung 
stellte sich oft heraus dass die Erwartungen nicht erfüllt wurden:stellte sich oft heraus, dass die Erwartungen nicht erfüllt wurden: 

Privatwirtschaft ist nicht zwangsläufig besser und/oder kostengünstiger als Betriebe in 
öffentlicher Hand. 
Die ausgegliederten Bereiche lassen sich durch die Politik nicht wie gewünscht steuern. g g g
Kommunale Daseinsvorsorge und regionale Arbeitsplatzpolitik lassen sich in markt- und 
profitorientierten Unternehmen kaum als vorrangige Ziele durchsetzen. 
Bei einer Auslagerung verbleiben in höherem Umfang als erwartet Aufgaben (Steuerung, 
Auftraggeberfunktion) bei der KommuneAuftraggeberfunktion) bei der Kommune.

1 3 T d & Ch1.3  Trends & Chancen

Die wichtigsten Gründe für eine Rekommunalisierung aus Sicht der 
Kommunen und ihrer Vertreter sind:

die Daseinsvorsorge bleibt in der eigenen Hand
der kommunale Einfluss wird sichergestellt
die Kommune partizipiert am wirtschaftlichen Erfolg, ausgeschüttete Gewinne 
freuen Bürgermeister, Kämmerer und Stadtverordnete/-räte insbesondere zur 
Finanzierung anderweitig nicht finanzierbarer Vorhaben und zur Haushalts-
entlastungentlastung
Standort, Arbeitsplätze und lokale Wertschöpfung können für die Kommune 
gesichert werden
daraus können sich zusätzliche Perspektiven entwickeln (z B in der weiter-daraus können sich zusätzliche Perspektiven entwickeln (z.B. in der weiter-
gehenden Wertschöpfung und mit Partnerunternehmen).
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Die Politik kann der größte Förderer beim Aufbau kommunaler VersorgungsDie Politik kann der größte Förderer beim Aufbau kommunaler Versorgungs-
strukturen sein – und ebenso das größte Hemmnis. Genau so wenig wie 
Privatisierung das Allheilmittel ist, ist es Rekommunalisierung. 
Die rein politisch geführten Diskussionen verkennen oft, dass der Markt ent-
scheidet, wie erfolgreich ein Versorger ist. 
Rekommunalisierung kann dort nicht funktionieren, wo z. B. das energie- oder 
wohnungswirtschaftliche Know-how fehlt. Das spricht für eine Rekommunali-
sierung gemeinsam mit Profis z B Versorgern der Region Die Kommune kannsierung gemeinsam mit Profis, z.B. Versorgern der Region. Die Kommune kann 
auf diese Weise aber deutlich mehr Einfluss behalten, als wenn sie die 
Versorgung ganz aus der Hand gibt.
Von Rekommunalisierung wird erwartet, dass sie die regionale Wirtschaft 
stabilisiertstabilisiert. 
Bei Vergabe (Privatisierung) besteht hingegen die Gefahr, dass erwirtschaftete 
Gewinne und Steuern aus der Region abfließen. 
Durch die für die öffentliche Hand geltenden Tarife wird damit gerechnet, dass g g ,
die betroffenen Beschäftigten hauptsächlich sozialversicherungspflichtige Dauer-
Arbeitsverhältnisse mit ausreichendem Einkommen erhalten und prekäre 
Arbeitsverhältnisse vermieden werden. Das ist ein hoher Anspruch!

1 4 K l / i l E i d h S d k1.4  Kommunale/regionale Energieversorgung durch Stadtwerke

Rechtliche GrundlagenRechtliche Grundlagen
Die Versorgung mit den unterschiedlichsten, der Befriedigung der Bedürfnisse 
der Bürger dienenden Leistungen, ist seit der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts eng mit den Städten verknüpft.
Kommunalverfassungsrechtliche Vorschriften der Bundesrepublik:

Art. 28, Abs. 2 GG – Recht der kommunalen Selbstverwaltung
Daseinsvorsorge = „Darbietung von Gütern und Leistungen, auf welche der 
Mensch lebensnotwendig angewiesen ist.“ (Forsthoff)

Bsp.: Gas, Wasser, Elektrizität
Der Staat tritt bei diesen Leistungen gegenüber dem Bürger als Dienstleister und 
nicht als Hoheitsträger auf.
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Anteile der Stadtwerke am deutschen 
Energiemarkt

1.349 Kommunale Versorgungs- und 
Entsorgungsunternehmen
222 160 Beschäftigte222.160 Beschäftigte
71.485 Mio. € Jahresumsatz
6.213 Mio. € Investitionen

S 301 246 Mi kWh 6 9 %Strom     301.246 Mio. kWh � 56,9 %
Gas        481.977 Mio. kWh � 52,1 %
Wärme     48.878 Mio. kWh � 50,3 %
Wasser 3.527 Mio. m³ � 75,5 %Wasser      3.527 Mio. m     � 75,5 %

der Gesamtabgabe in Deutschland

Quelle: VKU 2009

2. Wie es nicht sein sollte
Privatisierungen kommunalen Eigentums kennen wirPrivatisierungen kommunalen Eigentums kennen wir

WOBA Dresden GmbH
Stadtwerke Leipzig
Veräußerung der Klinik in Schwedtg
Verkauf der Bau- und Wohnungsgesellschaft in Angermünde
Verkauf von Stadtwäldern, Stadtwerken, Kliniken, Ver- und Entsorgungs-
unternehmen
…

das Beispiel Angermünde (1230 gegr., UM, 340 km², 23 Ortsteile, 16.000 EW, 55 EW/km²)
die BWG mbH Angermünde war eine kommunale Gesellschaft mit einem 
Wohnungsbestand von ca 1 200 WE und einer Bilanzsumme von ca 28 Mio €Wohnungsbestand von ca. 1.200 WE und einer Bilanzsumme von ca. 28 Mio. €
die Stadt Angermünde war 100 % Gesellschafter und hatte wenig Geschick bei 
der Auswahl ihrer Geschäftsführer bewiesen 
nach langem Hin und Her wurde 2007 die Privatisierung beschlossen, die im 
Mär 2008 erfolgteMärz 2008 erfolgte
Käufer war die die NAU-Gruppe
die Stadt Angermünde behielt die Bürgschaften für die Kredite, die erst sechs 
Monate nach der Veräußerung durch den Käufer abgelöst werden sollten, was 
bi h t i ht f l t i tbis heute nicht erfolgt ist
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statt dessen höhlte der Käufer die Gesellschaft aus belastete die Grundstückestatt dessen höhlte der Käufer die Gesellschaft aus, belastete die Grundstücke 
mit neuen Grundschulden, was eine Rückabwicklung 2008 unmöglich machte
die Stadt erhielt Aktien als Sicherheit mit dem Recht der Verwertung bei 
unterlassener Tilgung (die Wertigkeit der Aktien ist das Problem)
inzwischen hat die NAU AG die Wohnungen und Grundstücke an andereinzwischen hat die NAU AG die Wohnungen und Grundstücke an andere 
Gesellschaften innerhalb der Gruppe veräußert
die Wohnungsgesellschaft ist lediglich der Verwalter 
Darlehenstilgung und Zinszahlungen laufen nur noch schleppend
die Stadt bürgt für über 8 Mio. € privatisiertes Eigentum, ohne auf dieses Zugriff 
zu haben
der Energieversorger hat derzeit immer wieder erhebliche Probleme, da 
Zahlungsforderungen nicht beglichen werden (Prüfung der Eintragung ins 
G db h k lt W h )Grundbuch, kalte Wohnungen)
nach Prüfung ist die Rückabwicklung wahrscheinlich nicht mehr möglich, da die 
Grundstücke innerhalb der Gruppe inzwischen verkauft sind (bestenfalls 
Schadensbegrenzung)
eine Verwertung der Aktien würde nicht in Darlehenshöhe erfolgen können
die Stadt Angermünde muss damit rechnen, dass die Darlehen gekündigt 
werden (kann jederzeit eintreten) und diese dann durch die Stadt zu tragen sind 
(finanzieller Ruin – Unmöglichkeit zur Investition, kaum Kreditwürdigkeit)

Ein sehr gutes Argumentationsmittel g g
gegen jede Form von Privatisierung, 
nicht nur bei Wasser!
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3 Stadtwerke Prenzlau Eine3. Stadtwerke Prenzlau – Eine 
Erfolgsgeschichte

Am 1. September 2009 
bewarben sich die 
Stadtwerke Prenzlau 

d di E ON diund die E.ON edis um 
den Neuabschluss des 
Stromkonzessionsver-
trages für ländlichetrages für ländliche 
Ortsteile Prenzlaus.
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AllgemeinesAllgemeines

Die 85 fest angestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadtwerke 
Prenzlau GmbH sorgen rund um die Uhr für die bedarfsgerechte Ver-
sorgung der Kunden mit Wasser Erdgas und Wärmesorgung der Kunden mit Wasser, Erdgas und Wärme. 
Die Inbetriebnahme des Wasserwerkes im Jahr 1899 war die Geburts-
stunde des ersten städtischen Versorgungsbetriebes in Prenzlau. 
Heute sind die Stadtwerke Prenzlau ein modernes städtisches Dienst-Heute sind die Stadtwerke Prenzlau ein modernes städtisches Dienst
leistungsunternehmen und einer der wichtigsten Arbeitgeber in der Stadt.
Die Stadtwerke Prenzlau setzen auf Kundennähe, Flexibilität und Zuver-
lässigkeit - viel Leistung, viel Service. Das Kundencenter des Unter-
nehmens ist ein wichtiger Anlaufpunkt Hier werden Privat und Geschäftsnehmens ist ein wichtiger Anlaufpunkt. Hier werden Privat- und Geschäfts-
kunden umfangreich betreut und erhalten fachliche Beratung und praktische 
Unterstützung.
In vielen technischen Bereichen sind die Stadtwerke Prenzlau GmbH 
V it d t it d t ti t I titi M ß t b f diVorreiter und setzen mit den getätigten Investitionen Maßstäbe für die 
Region. 
Die Stadtwerke Prenzlau haben eine lange, erfolgreiche Geschichte.

Wasserwerk 1899

-Alle Gebäude wurden in 
den letzten Jahren liebeden letzten Jahren liebe-
voll und nach modernsten 
Richtlinien und Maßstäben 
saniert.
-Sie entsprechen in jeder 
Hinsicht allen Selbstver-
pflichtungen der Stadt, so 
u.a. behindertengerechte 

Gaswerk 1908
E-Werk 1909

Nutzung.

E Werk 1909
heute Firmenzentrale
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I d DDR d di E i l d KIn der DDR wurden die Energieversorgungsanlagen der Kommunen 
verstaatlicht. Auch die Unternehmen in Prenzlau.

erste Enteignung
ÜNach 1990 regelte der „Stromvertrag“ die Übertragung der Stromnetze der 

VE Energiekombinate an die sieben größten privaten Energieversorger.
Die Kommunen sollten als Alteigentümer mit Aktienbeteiligungen an den 
neu entstandenen Stromversorgern abgefunden werden.

zweite Enteignung
164 ostdeutsche Städte, u.a. die Stadt Prenzlau, haben dagegen vor dem , , g g
Bundesverfassungsgericht geklagt.
In einem Vergleich wurde den klagenden Gemeinden das Recht einge-
räumt, die kommunalen Stromversorgungsanlagen gegen Verzicht auf die äu t, d e o u a e St o e so gu gsa age gege e c t au d e
Aktienanteile an den regionalen Energieversorgern zu übernehmen.
Seit 1993 (Gründungsjahr) sind die Stadtwerke Prenzlau ein fester 
Bestandteil kommunaler Grundversorgung.Bestandteil kommunaler Grundversorgung.

Die Stadtwerke haben sich in den Jahren nach 1993 stetig qualifiziert und 
den neuen Herausforderungen gestellt:

1995 – Übernahme der Gasversorgung in Prenzlau
Investvolumen: ca. 3,2 Mio. €; Gaskunden (12/2008): 3.443

2004 – Aufbau der Sparte Mobile Entsorgung für den NUWA (Ziel: Übernahme)
Investvolumen: ca. 2,4 Mio. €; Kunden Entsorgung (12/2008): 4.976

2007 – Aufbau einer Kabelfernsehversorgung in Prenzlau (KSP)2007 – Aufbau einer Kabelfernsehversorgung in Prenzlau (KSP)
Investvolumen: ca. 2 Mio. €; Kunden TV: 6.217; Paket Telefon und Internet: 343; 
Telefon: 93, Internet: 401

2008 – Einstieg in den Strom-Markt – Stromversorger mit „Ucker-Strom“ (bis 2011 
Übernahme des Stromnetzes in Prenzlau)Übernahme des Stromnetzes in Prenzlau)
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Vorteile kommunaler Unternehmen: „Wir behalten unsere 
Sparten, geben das Management nicht aus der Hand, gerade 
mit Blickrichtung auf die Mitarbeiterstruktur “ (GF H J h k )mit Blickrichtung auf die Mitarbeiterstruktur.“ (GF H. Jahnke)

Q lifik ti b d ibt ll h i d Mit b it t ktQualifikation gab und gibt es vor allem auch in der Mitarbeiterstruktur …:

Diplom-Ingenieur / Betriebswirt 19

  davon Elektroingenieure 3

Microsoft MCSE 2

Staatlich geprüfter Techniker – Elektrotechnik, 
Schwerpunkt Automatisierungstechnik 

1

Meister 8

   davon Elektromeister 3

Facharbeiter 52

  davon Elektriker 7

Elektriker in Ausbildung 3
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d d L h bild… und der Lehrausbildung

Ausbildung bei den Stadtwerken Prenzlau von 1994 - 2009

insgesamt noch in
Ausbildungsberufe

insgesamt 
ausgebildet

übernommen 
noch in 

Ausbildung

Bürokauffrau 11 3 3

BA Fachrichtung Wirtschaft 4 1 2

Elektroinstallateur 5 2 3

Ver- und Entsorger/ Wasser 3 1 -

Ver- und Entsorger/ Abwasser 3 - -

Anlagenmechaniker 5 2 1

Heizungs- und Lüftungsbauer 3 - -

Mechatroniker 1 - -

Fachkraft Wasserversorgungstechnik 2 1 -

Fachkraft Abwassertechnik 3 1 1

Elektroniker für Energie- und Gebäudetechnik 2 1 1

Dipl-Ing. Versorgungs- und Umwelttechnik 2 1 1

Summe 44 13 12

Die Stadtwerke Prenzlau GmbHDie Stadtwerke Prenzlau GmbH 
hat ein integriertes Qualitäts- und 
Umweltmanagementsystem nach 
DIN ISO 9001 und 14001DIN ISO 9001 und 14001 
eingeführt und zertifizieren lassen.
Weitere Zertifizierungen sind 
gegeben und belegen den hohengegeben und belegen den hohen 
Standard des Unternehmens.
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Di Öff tli hk it b it i d d h di it 2005 h i d St dt kDie Öffentlichkeitsarbeit wird durch die seit 2005 erscheinende Stadtwerke 
Zeitung weiter unterstützt, die das vielschichtige Engagement und Er-
scheinungsbild der Stadtwerke zeigt.

Nr. 4/Dezember 2005Nr. 4/Dezember 2005

Nr. 4/Dezember 2006

Nr. 3/September 2006

Nr. 3/September 2006

Nr. 2/Juni 2006
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Nr. 3/September 2007

N 4/D b 2007Nr. 4/Dezember 2007
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Wi hti i d di V t f d k l U t h b iWichtig sind die Vertrauensumfragen des kommunalen Unternehmens bei 
den Kunden:

Nr. 3/September 2008

Eb f t d U t h I t l t i ll K dEbenso erfragt das Unternehmen Interessenlagen potenzieller Kunden:

„Haben Sie Interesse auch Strom von den Stadtwerken zu beziehen?“
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R l äßi d h di K ik ti t kt üb üftRegelmäßig werden auch die Kommunikationsstrukturen überprüft:

„Hatten Sie in den letzten zwei Jahren von sich aus in irgendeiner Form 
Kontakt zu Ihren Stadtwerken?“Kontakt zu Ihren Stadtwerken?
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4550

60

70
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P ö li h45
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Nr. 4/Dezember 2008

Nr. 1/März 2010Nr. 1/März 2010

Nr. 1/März 2009
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Nr. 3/September 2009

Nr. 4/Dezember 2009

Di L i t bil k i h l t t dli h h lDie Leistungsbilanz kann sich letztendlich sehen lassen:

Strom / Stand der Vertragsabschlüsse und Volumen
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Die Stadtwerke auf dem Stadtfest Prenzlau anlässlich der 775-Jahr-Feier 2009

Die Stadtwerke präsentieren: 110 Jahre Wasserwerk Prenzlau, 20. Juni 2009
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4. Nachbetrachtungen 
Fü di St dt P l ibt i h d k l T ä h ft dFür die Stadt Prenzlau ergibt sich aus der kommunalen Trägerschaft der 
Stadtwerke ein positives Gesamtbild:

Vermögenszuwachs für die StadtVermögenszuwachs für die Stadt
Die kommunale Gemeinschaft entscheidet seit 2008/2011 wieder selbst über 
ihre Stromversorgung.
Für die Region entstehen zusätzliches Wertschöpfungspotenzial und KaufkraftFür die Region entstehen zusätzliches Wertschöpfungspotenzial und Kaufkraft.
Im Querverbund der Stadtwerke Prenzlau ist ein Effektivitätszuwachs gegeben.
In einer wettbewerbsorientierten Wirtschaftsordnung gewährleisten die Stadt-
werke im Interesse der Bürger eine Dienstleistungsstruktur die Machtkonzen-werke im Interesse der Bürger eine Dienstleistungsstruktur, die Machtkonzen
trationen entgegenwirkt.
Stadtwerke verfolgen primär keine privatwirtschaftlichen Zwecke, sondern sind 
dem Gemeinwohl verpflichtet. Sie dienen den Bedürfnissen der örtlichen 
Gemeinschaft.
Sie bilden und sichern gemeinschaftlich orientiertes Vermögen.

Kommunales Kontrollorgan in den 
Stadtwerken ist der AufsichtratStadtwerken ist der Aufsichtrat, 
der von der Stadtverordneten-
versammlung bestellt wird.
V t t d St dt i d G llVertreter der Stadt in der Gesell-
schafterversammlung ist der 2009 
neu gewählte Bürgermeister der 
Stadt Prenzlau Hendrik SommerStadt Prenzlau, Hendrik Sommer
(vorher bereits als Amtsleiter).
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Vom Chef“ angemerkt:

„unser Vorteil ist unser Personal vor Ort“

Vom „Chef  angemerkt:

„unser Vorteil ist unser Personal vor Ort
„bei uns ist Personaltreue zum Unternehmen ge-
geben, auch wenn der Ingenieur in München mehr 
verdient.“
„hier vor Ort haben wir die qualifizierten, junge 
Leute, die unser Unternehmen braucht“
„es ist einfacher, Einheimische zu qualifizieren, die 

Geschäftsführer Dipl. Ing. 
Harald Jahnke

wissen, warum sie hier arbeiten“
„die Motivation der Mitarbeiter im Unternehmen ist 
größer, wenn sie für ihre Region, ihr Zuhause, für 
ih O t b it d Ch f‘ hi

Stadtwerke Prenzlau GmbH
Freyschmidtstraße 20
17291 Prenzlauihren Ort arbeiten, wenn der ‚Chef‘ von hier 

stammt“
„unsere Mitarbeiter sind hier sicher, frei von fernen 
Zentralen und Umstrukturierungen“

17291 Prenzlau

Telefon: 03984 853-110
Fax: 03984 853-199
info@stadtwerke prenzlau deZentralen und Umstrukturierungen

„ein Unternehmen an den Baum fahren kann jeder, 
Erfolg hängt von den richtigen Leuten ab“
Stadtwerke müssen auf langfristige Entwicklung

info@stadtwerke-prenzlau.de

Geschäftsführer
Dipl.- Ing. (FH) Harald Jahnke

„Stadtwerke müssen auf langfristige Entwicklung 
und nicht kurzschrittiges Denken ausgerichtet sein.“

Di Z f i d h it d K d (Ei d k) it d St dt k i t bDie Zufriedenheit der Kunden (Eindruck) mit den Stadtwerken ist gegeben:
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A h i B i h d P i L i t V hält i i d di St dt k f dAuch im Bereich des Preis-Leistungs-Verhältnisses sind die Stadtwerke auf dem 
Vormarsch:

70 0

60,0

70,0

2008
2009

40,0

50,0

n 
%

20,0

30,0in

0,0

10,0

sehr zufrieden zufrieden befriedigend kaum zufrieden unzufriedeng

Di St dt P l i t Ei tü f l d K lb t i bDie Stadt Prenzlau ist Eigentümer folgender Kommunalbetriebe:

Stadtwerke Prenzlau (Stammkapital: 102.300 €)
Wohnba GmbH Pren la (St k it l 25 600 €)Wohnbau GmbH Prenzlau (Stammkapital:   25.600 €)

Weiterhin ist die Stadt beteiligt an:

Kommunales Wohnungsunternehmen Prenzlau Land (KWU)
Anteil 32,67 Prozent (Anteilskapital:   11.500 €)

E ON edis AGE.ON edis AG
Anteil 0,2 Prozent (Anteilskapital: 400.000 €)
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N h d P i ti i ll i l t t J h h t d 20 J h h d tNach den Privatisierungswellen im letzten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts 
und Anfang des 21. Jahrhunderts ist ein deutlicher Bewusstseinswandel zur 
Kommunalisierung im Energiebereich zu bemerken, der in anderen 
Branchen noch fehltBranchen noch fehlt.

Stadtwerk statt Energiekonzern
Die Spitzenorganisationen der Städte und Gemeinden rufen die Kommunen auf, sich
wieder stärker wirtschaftlich zu engagieren. Anstehende Neuausschreibungen von
Konzessionsverträgen sollen genutzt werden, den großen Unternehmen die
Energieversorgung zu entziehen und die Kommunalwirtschaft zu stärken Man folgeEnergieversorgung zu entziehen und die Kommunalwirtschaft zu stärken. Man folge
damit dem Bürgerwillen. Dies betreffe die Versorgung mit Strom, Gas und Wasser,
aber auch den Ausbau von Breitbandverbindungen oder die Organisation der
ärztlichen Versorgung in ländlichen Gebieten. Die Forderungen wurden am Mittwochg g g
auf einer Veranstaltung des Deutschen Städtetages, des Städte- und
Gemeindebunds und des Verbands Kommunaler Unternehmen laut.

Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 20.08.2009

5. Pressestimmen

Prenzlauer Zeitung,
17. März 2010
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Prenzlauer Zeitung,
19. März 2010

Vielen Dank für Eure 
Aufmerksamkeit !

Jörg Dittberner, Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE. Prenzlau in der Stadtverordnetenversammlung
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